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Stellungnahme zur Fortschreibung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Bannewitz 
(Entwurf, Stand Februar 2026) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., nimmt zum 
Entwurf der Fortschreibung des Flächennutzungsplans (FNP) der Gemeinde Bannewitz in der Fassung 
vom Februar 2026 Stellung.  

Positiv anerkannt wird, dass die Gemeinde den Hinweis des Landratsamtes zum gesetzlich geschützten 
Biotop (Flachlandmähwiese LRT 6510, Flurstücke 4552 und 4561, Gemarkung Possendorf, Fläche 1.23 
„Rundteil“) aufgegriffen und diese Fläche als Grünfläche dargestellt hat. Die grundlegenden Konflikte – 
fehlender Bedarfsnachweis für großflächige Gewerbeausweisungen, Schutz hochwertiger Böden, feh-
lende artenschutzrechtliche Konfliktabschätzungen, Konflikte mit Regionalen Grünzügen, Kaltluft‑ und 
Wasserhaushalt sowie fehlender Maßnahmenrahmen im Umweltbericht – sind nicht überzeugend 
gelöst. 

Die Fortschreibung des FNP Bannewitz ist in der vorliegenden Fassung aus Sicht des BUND nicht 
zustimmungsfähig. Zustimmungsfähigkeit kann erreicht werden, wenn die nachfolgend beschriebenen 
Nachbesserungen vor dem Feststellungsbeschluss erfolgen. 

1. Fehlender quantitativer Bedarfsnachweis für gewerbliche Neuausweisungen 

Nach § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Zur Verringerung 
der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen sind insbesondere Möglichkeiten der Innenentwicklung 
zu nutzen. Eine Siedlungsentwicklung, die über den aus der Eigenentwicklung entstehenden Bedarf hin-
ausgeht, ist gemäß Ziel Z 2.2.1.6 LEP 2013 nur in Zentralen Orten oder Gemeinden mit besonderer 
Gemeindefunktion zulässig. Neue Bauflächen im Außenbereich bedürfen des Nachweises fehlender 
Innenbereichsalternativen (Grundsatz G 2.2.1.4 LEP 2013). 

Die Gemeinde Bannewitz verfügt nach den Planunterlagen über keine zentralörtliche Funktion und keine 
besondere Gemeindefunktion. Im Regionalplan Oberes Elbtal‑Osterzgebirge, 2. Gesamtfortschreibung 
2020, ist Bannewitz weder als Grundzentrum noch als Mittel‑ oder Oberzentrum ausgewiesen: Ziel Z 
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1.1.1 (Kapitel 1.1 „Zentrale Orte und Verbünde“) legt die Grundzentren im Landkreis Sächsische 
Schweiz‑Osterzgebirge abschließend fest. Bannewitz fehlt in dieser Aufzählung. Auf der Erläuterungs-
karte 7 („Nahbereiche der Zentralen Orte“) ist Bannewitz ohne Symbol eines Zentralen Ortes dargestellt. 
Das Landratsamt Sächsische Schweiz‑Osterzgebirge hat im Vorentwurfsverfahren ausdrücklich festge-
stellt, dass Bannewitz keine zentralörtliche Funktion zugeordnet wurde, und das Ausmaß der Flächen-
ausweisungen als begründungspflichtig eingestuft (Stellungnahme Bauleitplanung vom 05.07.2024, 
Unterlage 09). Der pauschale Verweis der Begründung auf die Lage im Verdichtungsraum des Oberzent-
rums Dresden begründet keine besondere Gemeindefunktion im Sinne von Z 2.2.1.6 LEP 2013. Das Feh-
len einer Grundzentrumsausweisung erklärt sich gerade daraus, dass Bannewitz unmittelbar an Dresden 
angrenzt. 

Der Entwurf der Fortschreibung weist gleichwohl insgesamt ca. 32,3 ha neue gewerbliche Bauflächen 
aus, darunter die großflächigen Neuausweisungen 1.12 „Gewerbepark Nöthnitz“ (11,313 ha), 1.20 
„Gewerbepark Goppeln 1“ (11,030 ha) und 1.21 „Gewerbepark Goppeln 2“ (4,950 ha). Den 32,3 ha neuer 
Gewerbeflächenausweisung stehen lediglich 1,4 ha neue Wohnbauflächen gegenüber. Die prognosti-
zierte Bevölkerungsentwicklung bis 2040 bewegt sich je nach Variante nur im Bereich eines Zuwachses 
von maximal ca. 400 Einwohnern. 

Weder die Begründung (Teil A/B) noch der Umweltbericht legen einen quantitativen Bedarfsnachweis 
für die gewerblichen Neuausweisungen vor. Es fehlen insbesondere: 

• eine systematische Bestands‑ und Reservenübersicht zu bestehenden Gewerbeflächen und Leer-
ständen im Gemeindegebiet, 

• belastbare Angaben zur tatsächlichen Nachfrage (z.B. konkrete Ansiedlungsinteressen, Bran-
chenstruktur, Wegzüge mangels Fläche), 

• eine nachvollziehbare Abwägung zwischen Innenentwicklungs‑/Nachverdichtungsoptionen und 
Außenbereichsstandorten. 

Die Landesdirektion Sachsen hatte auf diese Defizite bereits im Vorentwurfsverfahren (Stellungnahme 
vom 28.06.2024) ausdrücklich hingewiesen. Sie sind im aktuellen Entwurf (Stand Februar 2026) nicht 
behoben. Ein plausibler Zusammenhang zwischen dem benannten Bevölkerungswachstum und dem 
überwiegend gewerblich ausgerichteten Flächenzuwachs wird nicht hergestellt. 

Aus Sicht des BUND Sachsen ist die Größenordnung der geplanten gewerblichen Neuausweisungen in 
der vorliegenden Form weder durch die demografische Prognose noch durch eine dokumentierte 
gewerbliche Nachfragenlage plausibilisiert und steht im Widerspruch zu § 1a Abs. 2 BauGB sowie zu 
Grundsatz G 2.2.1.4 und Ziel Z 2.2.1.6 LEP 2013. 

Der BUND fordert, 

1. für sämtliche geplante gewerbliche Neuausweisungen einen quantitativen Bedarfsnachweis vor-
zulegen, der Bestände, Reserven, Leerstände und konkrete Nachfragen im Gemeindegebiet sowie 
im Verflechtungsraum Dresden nachvollziehbar gegenüberstellt, 

2. eine systematische Innenentwicklungsprüfung zu dokumentieren, in der mögliche Standorte mit 
geringerer Flächeninanspruchnahme und geringerer Bodenwertigkeit geprüft werden, und 

3. gewerbliche Neuausweisungen, für die ein solcher Bedarfsnachweis nicht geführt werden kann, 
aus der Planung herauszunehmen. 
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2. Artenschutzrechtliche Konfliktabschätzung – Flächen 1.12, 1.20, 1.21, 1.05, 1.16 und Solarpoten-
zial 4.04 

Die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG sind bei der späteren Verwirklichung der Planung zu 
beachten. Bereits auf Ebene des Flächennutzungsplans ist daher überschlägig zu prüfen, ob unüber-
windbare artenschutzrechtliche Hindernisse zu erwarten sind und ob sich bestimmte Bereiche aus 
Artenschutzgründen bereits im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung als ungeeignet erweisen.  

Der Umweltbericht und die umweltfachlichen Stellungnahmen heben für die Flächen 1.05 und 1.16 
sowie für das Solarpotenzial 4.04 deutlich ausgeprägte Konflikte hervor. Für 1.05 betreffen diese insbe-
sondere die zusätzliche Inanspruchnahme bislang landwirtschaftlich genutzter Außenbereichsflächen 
sowie die bereits angesprochene Entwässerungs‑ und Starkregenproblematik. Für 1.16 ergeben sich 
Konflikte aus der Lage unmittelbar am Nöthnitzbach, den Anforderungen an Gewässerrandstreifen und 
Niederschlagsentwässerung sowie aus Hinweisen auf Altlastenverdacht. Für 4.04 sind insbesondere 
die Lage im geplanten Landschaftsschutzgebiet „Rote Weißeritz, Poisenwald und Lerchenberg“, die 
Nachbarschaft zum Flächennaturdenkmal Geliche sowie die nach Einschätzung der Naturschutzbe-
hörde zu erwartende erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes und der Erholungsnutzung 
relevant.  

Für die großflächigen Freiflächenneuausweisungen 1.12 (11,313 ha), 1.20 (11,030 ha) und 1.21 (4,950 
ha) beschränkt sich die Konfliktbewertung demgegenüber eher auf eine pauschale Einstufung, ohne 
eine hinreichend flächenscharfe Abschätzung vorzunehmen. Für diese bislang überwiegend offenen 
Außenbereichsflächen muss die Planung erkennen lassen, welche artenschutzrechtlich relevanten 
Artengruppen typischerweise betroffen sein können, welche Untersuchungsbedarfe bestehen und ob 
konfliktverschärfende Teilbereiche bereits auf FNP‑Ebene auszunehmen sind.  

Der BUND verlangt auf der Ebene des Flächennutzungsplans keine vollumfängliche artenschutzrechtli-
che Prüfung im Sinne eines Bebauungsplans, wohl aber eine überschlägige, flächenbezogene Konflikt-
prognose, aus der erkennbar wird, ob für die vorgesehenen Neuausweisungen grundlegende arten-
schutzrechtliche Hindernisse zu erwarten sind.  

Für das Solarpotenzial 4.04 ist zusätzlich darzulegen, in welchem Umfang mit Vorkommen geschützter 
Arten, darunter des Neuntöters als Anhang‑I‑Art der Vogelschutzrichtlinie, zu rechnen ist und ob aus 
heutiger Sicht artenschutzrechtliche Vermeidungs‑ oder vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen grund-
sätzlich geeignet erscheinen, die Konflikte zu bewältigen.  

Der BUND fordert, den Entwurf vor dem Feststellungsbeschluss um eine flächenbezogene artenschutz-
fachliche Konfliktabschätzung für die großen Neuausweisungen zu ergänzen; mindestens sind Konflikt-
schwerpunkte, Untersuchungsrahmen, mögliche Vermeidungsmaßnahmen und Ausschlussbereiche 
nachvollziehbar darzustellen.  

3. Fläche 1.12 (Gewerbepark Nöthnitz) – Biotopschutz und Kaltluft 

Die Fläche 1.12 grenzt westlich an ein gesetzlich geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG / § 21 
SächsNatSchG an. Die bloße nachrichtliche Erfassung genügt nicht, wenn der Entwurf keine planerische 
Sicherung eines störungsarmen Übergangs, einer ausreichenden Pufferung und eines Ausschlusses 
randlicher Funktionsverluste vorsieht. Ohne eine solche Sicherung ist die Darstellung der Fläche 1.12 
nicht zustimmungsfähig. 

Zugleich ist nach den vorliegenden fachlichen Stellungnahmen auch für die Fläche 1.12 eine Kaltluftent-
stehungsfunktion mit Bedeutung für benachbarte Siedlungsgebiete belegt, die in der Begründung bis-
lang nicht ausreichend gewürdigt wird. 
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Der BUND fordert, für Fläche 1.12 einen zeichnerisch oder textlich abgesicherten Biotop‑Puffer sowie 
die naturschutzfachlichen Mindestanforderungen an die spätere Gebietsentwicklung festzulegen. 

4. Schutz hochwertiger landwirtschaftlicher Böden – insbesondere Flächen 1.21 und 1.22 

Der Umweltbericht stellt für mehrere Neuausweisungen erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes 
Boden fest. Besonderes Gewicht kommt der Fläche 1.21 (Gewerbepark Goppeln 2, 4,950 ha) zu: Das 
Landratsamt hat im Vorentwurfsverfahren auf Ackerzahlen von 81–90 (Lössboden, sehr hohe natürliche 
Bodenfruchtbarkeit) hingewiesen. Es handelt sich um aktiv bewirtschaftete Landwirtschaftsfläche mit 
nicht ersetzbaren Boden‑Filter‑, Puffer‑ und Wasserspeicherfunktionen. Auch für Fläche 1.22 (Gewerbe-
gebiet Possendorf, 1,478 ha) hat das Landratsamt auf hohe natürliche Bodenfruchtbarkeit hingewiesen 
(Stellungnahmen vom 28.06.2024 und 25.07.2024, Unterlage 09). 

Gemäß § 1a Abs. 2 und 3 BauGB sowie Grundsatz G 4.1.3.2 LEP 2013 soll die Neuinanspruchnahme 
auf Böden mit geringerer Bedeutung gelenkt werden. Bei unvermeidbaren Eingriffen sind nach den 
Handlungsempfehlungen zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen (2009) 
Entsiegelungsmaßnahmen prioritär zu prüfen. Dieser Entsiegelungsvorrang ist im Umweltbericht nicht 
aufgegriffen. Die Begründung legt nicht dar, warum Gewerbeflächenreserven im Gemeindegebiet nicht 
genutzt, Standorte mit geringerer Bodenqualität nicht geprüft und interkommunale Lösungen nicht in 
Betracht gezogen wurden. 

Aus Sicht des BUND ist damit nicht nachvollziehbar, dass die geplante Inanspruchnahme dieser Hoch-
ertragsböden boden‑ und landesplanerisch unvermeidbar ist. 

5. Konflikt mit Regionalen Grünzügen – Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB 

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Regionale Grün-
züge sind im Landesentwicklungsplan 2013 und im Regionalplan Oberes Elbtal‑Osterzgebirge 2020 als 
Ziele der Raumordnung festgelegt und als von Bebauung freizuhaltende Bereiche ausgewiesen. 

Die Landesdirektion Sachsen hat im Vorentwurfsverfahren für die Flächen 1.02, 1.17 und 1.20 Über-
schneidungen mit Regionalen Grünzügen des Regionalplans Oberes Elbtal‑Osterzgebirge (2. Gesamt-
fortschreibung 2020) festgestellt. Der Entwurf der Fortschreibung weist für diese Bereiche weiterhin 
Bauflächen aus, ohne dass in Begründung oder Planzeichnung erkennbar wäre, wie die Anpassung an 
die verbindlichen Regionalplanziele konkret gewährleistet werden soll. Weder werden die betroffenen 
Teilflächen als konfliktbehaftet kenntlich gemacht, noch lässt sich den Unterlagen entnehmen, dass für 
diese Konfliktbereiche ein Zielabweichungsverfahren nach § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. dem Sächsischen Lan-
desplanungsgesetz erfolgreich durchgeführt worden wäre. 

Nach derzeitigem Erkenntnisstand steht die Darstellung gewerblicher Bauflächen in den Überschnei-
dungsbereichen daher im Widerspruch zur Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB. Selbst wenn ein 
Zielabweichungsverfahren eingeleitet worden sein sollte, müsste der Flächennutzungsplan zumindest 
klar erkennen lassen, auf welche konkreten Teilflächen sich eine angestrebte Zielabweichung erstreckt 
und unter welchen Voraussetzungen diese raumordnerisch zugelassen werden könnte. 

Der BUND fordert, 

• die Überschneidungen der Flächen 1.02, 1.17 und 1.20 mit den Regionalen Grünzügen planzeich-
nerisch eindeutig darzustellen und in der Begründung zu erläutern, 

• die gewerblichen Darstellungen in diesen Bereichen auf diejenigen Teilflächen zu beschränken, 
die außerhalb der verbindlichen Grünzüge liegen, oder 
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• alternativ den positiven Abschluss eines Zielabweichungsverfahrens nach § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. 
dem SächsLPlG für die jeweils betroffenen Teilflächen nachzuweisen. 

6. Kaltluftfunktion und wasserwirtschaftliche Konflikte – Flächen 1.20 und 1.25 

Die Landeshauptstadt Dresden und das Landratsamt haben für Fläche 1.20 (Gewerbepark Goppeln 1, 
11,003 ha) festgestellt, dass es sich um eine Kaltluftentstehungsfläche mit siedlungsklimatischer 
Bedeutung für das Stadtgebiet Dresden handelt. Der Zauchengraben ist durch bestehende Einleitmen-
gen bereits ausgelastet. Für Fläche 1.25 (Erweiterung Südhang, Possendorf) hat das Landratsamt auf 
ungeeignete Versickerungsverhältnisse, fehlende Vorflut zum Possendorfer Bach und das Risiko einer 
Verstärkung von Starkregenschäden für Unterlieger hingewiesen (Stellungnahme vom 28.06.2024, 
Unterlage 09). 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7a und h BauGB sowie § 1a Abs. 5 BauGB verpflichten die Gemeinde, diese Belange in der 
Abwägung zu berücksichtigen. Ein Verweis auf künftige Bebauungsplanebene genügt nicht, wenn 
bereits auf FNP‑Ebene erkennbar ist, dass grundsätzliche Realisierungshindernisse bestehen. 

Der BUND fordert, die Begründung für die Flächen 1.20 und 1.25 um eine konkrete Auseinandersetzung 
mit den wasserwirtschaftlichen und klimabezogenen Einwänden zu ergänzen. Kann dies nicht überzeu-
gend dargestellt werden, sind die Flächen herauszunehmen. 

7. Fläche 1.14 (Erweiterung Gewerbegebiet Welschhufe) – Kompensationsflächen und Gewässer 

Im Planbereich der Fläche 1.14 liegen standortgebundene Kompensationsmaßnahmen des Landesam-
tes für Straßenbau und Verkehr (LaSuV) (u.a. Bodenentsiegelung, Neuanlage von Ruderalflächen, 
Neupflanzung von Laubbäumen, Verlegung und naturnahe Gestaltung des Nöthnitzbaches). Eine Über-
planung dieser Flächen setzt nach Auffassung des Landratsamtes die ausdrückliche Zustimmung des 
LaSuV voraus. Zugleich verläuft über Teilbereiche der Fläche der Nöthnitzbach mit seinem Gewässer-
randstreifen, der von weiteren Versiegelungen freizuhalten ist. Die Gemeinde darf nicht gleichzeitig neue 
Bauflächen vorbereiten und vorhandene naturschutzrechtliche Kompensationsfunktionen relativieren, 
ohne die Konfliktlösung belastbar vorzuzeichnen (§ 1a Abs. 3 BauGB). 

Der BUND fordert, die Fläche 1.14 so lange aus dem Entwurf herauszunehmen oder deutlich zu verklei-
nern, bis 

• die ausdrückliche Zustimmung des LaSuV zur Überplanung seiner Kompensationsflächen vorliegt 
und 

• nachgewiesen ist, dass die bestehenden Kompensationsfunktionen des LaSuV sowie die Gewäs-
serfunktionen des Nöthnitzbaches einschließlich des Gewässerrandstreifens voll funktionsgleich 
an anderer Stelle erhalten oder ersetzt werden können. 

8. Altlastenverdacht – Flächen 1.09, 1.10, 1.16, 1.29 und Solarpotenzial 4.10 

Für die Flächen 1.09, 1.10, 1.16, 1.29 sowie das Solarpotenzial 4.10 bestehen Hinweise auf Altlasten-
verdachtsflächen und mögliche Grundwassergefährdungen. Für Fläche 1.16 liegen Anhaltspunkte für 
eine Altablagerung vor. Darüber hinaus befinden sich die Flächen 1.02, 1.05, 1.08, 1.10, 1.19 und 1.29 in 
bergbaulichen Hohlraumgebieten (Karte 9 Altbergbau, Regionalplan Oberes Elbtal‑Osterzgebirge). 

Diese Konflikte dürfen nicht unbearbeitet in nachgeordnete Verfahren verlagert werden. Der BUND for-
dert, in der Begründung klare Hinweise aufzunehmen, dass für diese Flächen vor einer verbindlichen 
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Bauleitplanung standortbezogene Boden‑ und Grundwasseruntersuchungen einschließlich eines Ent-
sorgungs‑ und Sicherungskonzepts vorzulegen sind. 

9. Fehlender Maßnahmenrahmen im Umweltbericht – Eingriffsregelung und Solarpotenziale 

Bei einer Neuausweisung von ca. 47,3 ha und einer potenziell versiegelbaren Fläche von bis zu 28,5 ha 
ist der Kompensationsbedarf erheblich. Gemäß § 2a BauGB i.V.m. Anlage 1 Nr. 2c BauGB und § 1a Abs. 
3 BauGB muss der Umweltbericht zumindest rahmenartig festhalten, welche Ausgleichsstrategien für 
die festgestellten erheblichen Eingriffe vorgesehen sind. Nach den Handlungsempfehlungen zur Bewer-
tung und Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen (2009) sind Entsiegelungsmaßnahmen vor-
rangig zu prüfen. Der Umweltbericht benennt weder externe Kompensationsflächen noch eine Strategie 
für den Verlust von Böden mit Ackerzahlen ≥ 80 noch Suchräume für den naturschutzrechtlichen Aus-
gleich. Ein pauschaler Verweis auf künftige Bebauungsplanverfahren genügt dieser Anforderung nicht. 

Für die sieben Solarpotenzialstandorte liegen keine konkreten Flächengrößen vor. Solarpotenziale sind 
nur weiterzuführen, wenn Flächengröße, Konfliktlage und landschaftsbezogene Einbindung konkreti-
siert werden. 

Der BUND fordert, den Umweltbericht um einen Maßnahmenrahmen zu ergänzen, der Suchräume für 
Kompensationsflächen mit funktionaler Zuordnung (§ 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB), den Entsiegelungsvorrang 
für Hochertragsböden sowie Leitlinien zur Sicherung von Biotopverbundstrukturen benennt. 

 

Der BUND bittet, diese Einwendungen bei der Abwägung zu berücksichtigen und über das Abwägungs-
ergebnis gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB informiert zu werden. 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


